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Was bedeutet Recht 
auf Gesundheit und 

Zukunft?
WogE2022

Dr. Cornelia Nicklas| Leiterin Recht der DUH 
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Über uns

Seit über 40 Jahren setzt sich die Deutsche Umwelthilfe für den Erhalt unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen ein. Wie keine andere Organisation in Deutschland verbindet sie dabei den Schutz 
von Umwelt und Verbraucher. Die DUH macht sich für nachhaltige Lebensweisen und 
Wirtschaftsformen stark, die ökologische Belastungsgrenzen respektieren. Gleichzeitig kämpft sie für 
den Erhalt der biologischen Vielfalt und den Schutz der Naturgüter sowie für den Klimaschutz.
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Χ 
klageberechtigter 
Umweltverband.

Χ 
klageberechtigter 

Verbraucherschutz-
verband.

Χ 
gemeinnützig, 
nichtstaatlich 

und unabhängig.

Χ 
auf nationaler 

und europäischer 
Ebene aktiv.
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Å Am 24. März 2021 hat das Bundesverfassungsgericht seinen 
ƘƛǎǘƻǊƛǎŎƘŜƴ αKlimabeschlussά ƎŜŦŀǎǎǘ

Å Die Deutsche Umwelthilfe hat zwei der Verfahren, die zu dieser 
bedeutenden Entscheidung geführt haben, fachlich und monetär 
unterstützt

Å Dass auch Kinder und Jugendliche vor das Bundesverfassungsgericht 
gezogen sind, hat der Brief der jungen Klimaaktivistin Marlene aus 
München angestoßen

Å Das Bundesverfassungsgericht entschied: Klimaschutzgesetz ist in 
Teilen verfassungswidrig und genügt den Pariser Klimazielen nicht 

Klimaschutz ist Grundrechtsschutz!
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ÅDas Bundesverfassungsgericht hat sich in seinem Beschluss tiefgehend mit dem Klimawandelund seinen 
Folgen auseinandergesetzt und ist zu dem Schluss gekommen, dass das Klimaschutzgesetz nicht den Paris-
Grenzen genügte 

ÅDas Gericht hat erstmals Art. 20a GG eine eigenständige Bedeutung zugeordnet. 

ÅArt. 20a GG verpflichtet denStaat, Klimaneutralität zu erreichen, weil der Klimawandel unumkehrbar ist.

ÅStaat muss Gefahr eindämmen, dass 
Grundrechte in der Zukunft gerade deshalb 
eingeschränkt werden, weil er sie in der 
Gegenwart noch schont (Prinzip der 
intertemporalen Freiheitssicherung)

ÅNachfolgende Generationen müssen vor einer 
α±ƻƭƭōǊŜƳǎǳƴƎά wegen unzureichender 
Klimaschutzmaßnahmen bewahrt werden

ÅGenau dieseGefahr sah das Gericht bei der 
Ausgestaltung des Klimaschutzgesetzes.


